
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

2305
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FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 21. Juli 1977 101. Stück

3 7 9 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Festsetzung von Allgemeinen Bedingungen
für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung

3 8 0 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Festsetzung eines Tarifes für die Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung

3 7 9 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 7. Juli 1977, mit der die Ver-
ordnung über die Festsetzung von Allgemei-
nen Bedingungen für die Kraftfahrzeug-

Haftpflichtversicherung geändert wird

Auf Grund des § 60 Abs. 2 des Kraftfahr-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 267, zuletzt geändert
durch Bundesgesetz BGBl. Nr. 352/1976, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz und dem Bundesminister für Verkehr ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 14. Dezember 1967, BGBl.
Nr. 401, über die Festsetzung von Allgemeinen
Bedingungen für die Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung (AKHB 1967) wird wie folgt ge-
ändert:

1. In der Anlage zur Verordnung hat der
Art. 8 Abs. 1 Z. 2 wie folgt zu lauten:

„2. außer im Fall des Abs. 3 ohne Einwilligung
des Versicherers die Entschädigungsansprüche
des geschädigten Dritten weder zu befriedi-
gen noch anzuerkennen noch einen beding-
ten Zahlungsbefehl in Rechtskraft erwachsen
zu lassen;"

2. In der Anlage zur Verordnung wird an den
Art. 8 folgender Absatz angefügt:

„(3) Hat der Versicherungsnehmer innerhalb
eines Monats nach Eintritt des Versicherungs-
falles eine Leistung zur Abdeckung des Schadens
erbracht, so tritt die Leistungsfreiheit des Ver-
sicherers wegen Unterlassung der Anzeige gemäß
Abs. 2 Z. 1 nicht ein, wenn innerhalb von sechs
Monaten nach Eintritt des Versicherungsfalles
die Anzeige erstattet wird."

3. In der Anlage zur Verordnung hat der
Art. 15 wie folgt zu lauten:

„ A u s w i r k u n g d e s S c h a d e n v e r l a u -
fes auf d i e P r ä m i e

(1) Sieht der Tarif eine Bemessung der Prämie
nach dem Schadenverlauf des Versicherungsver-
hältnisses vor, so ist ein Versicherungsfall für
den Schadenverlauf dann zu berücksichtigen,
wenn der Versicherer hiefür eine Entschädigungs-
leistung zu seinen Lasten erbracht oder hiefür
eine Rückstellung gebildet hat. Innerbetriebliche
Kosten des Versicherers sind hiebei nicht zu be-
rücksichtigen. Ebenfalls nicht zu berücksichtigen
sind Entschädigungsleistungen, die vom Versiche-
rungsnehmer innerhalb von sechs Wochen, nach-
dem er von der Entschädigungsleistung und ihrer
Höhe Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer
erstattet wurden.

(2) Ein Versicherungsfall ist für den Schaden-
verlauf des Versicherungsverhältnisses nicht zu
berücksichtigen, wenn Leistungen ausschließlich
aufgrund von Teilungsabkommen von Versiche-
rern untereinander oder zwischen solchen und
Sozialversicherungsträgern erbracht wurden.

(3) Der Versicherer ist verpflichtet, die Höhe
einer von ihm erbrachten Entschädigungsleistung
oder für eine Entschädigungsleistung gebildeten
Rückstellung dem Versicherungsnehmer mitzu-
teilen und ihn auf die Möglichkeit der Erstattung
hinzuweisen. Hat der Versicherungsnehmer die
Entschädigungsleistung erstattet oder dem Ver-
sicherer einen der Rückstellung entsprechenden
Betrag bezahlt und führt derselbe Versicherungs-
fall zu weiteren Entschädigungsleistungen oder
Rückstellungen, so steht es dem Versicherungs-
nehmer frei, auch diese weiteren Leistungen oder
Rückstellungen zu erstatten oder den bisher
erstatteten Betrag mit der Wirkung zurück-
zufordern, daß der Versicherungsfall für den
Schadenverlauf des Versicherungsverhältnisses zu
berücksichtigen ist.

(4) Geht bei Veräußerung des Fahrzeugs der
Versicherungsvertrag auf den Erwerber über, so
ist der bisherige Schadenverlauf des Versiche-
rungsverhältnisses bei diesem nicht zu berück-
sichtigen. Erwirbt der Veräußerer innerhalb
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eines Jahres nach Veräußerung des Fahrzeugs an
dessen Stelle ein Fahrzeug, für das der Tarif die
Bemessung der Prämie nach dem Schadenver-
lauf vorsieht, so ist auf ein für dieses Fahrzeug
begründetes Versicherungsverhältnis der Schaden-
verlauf des früheren Versicherungsverhältnisses
anzurechnen. Das gleiche gilt sinngemäß bei Weg-
fall des versicherten Interesses. Wird der Ver-
sicherungsvertrag nicht mit demselben Versiche-
rer geschlossen, so hat der frühere Versicherer
dem Versicherungsnehmer auf dessen Verlangen
eine Bescheinigung über den Schadenverlauf des
Versicherungsverhältnisses auszustellen.

(5) Endigt das Versicherungsverhältnis und
wird hinsichtlich desselben Fahrzeugs vom sel-
ben Versicherungsnehmer innerhalb eines Jahres
nach Beendigung des Versicherungsverhältnisses
ein neuer Versicherungsvertrag geschlossen, so
ist der Schadenverlauf des früheren Versiche-
rungsverhältnisses auf das neue Versicherungs-
verhältnis anzurechnen. Wird der neue Versiche-
rungsvertrag nicht mit demselben Versicherer
geschlossen, so hat der frühere Versicherer dem
Versicherungsnehmer auf dessen Verlangen eine
Bescheinigung über den Schadenverlauf des Ver-
sicherungsverhältnisses auszustellen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. August 1977
in Kraft.
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3 8 0 . Verordnung des Bundesministers
für Finanzen vom 7. Juli 1977, mit der die
Verordnung über die Festsetzung eines
Tarifes für die Kraftfahrzeug-Haftpflicht-

versicherung geändert wird

Auf Grund des § 60 Abs. 2 des Kraftfahr-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 267, zuletzt geändert
durch Bundesgesetz BGBl. Nr. 352/1976, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Verkehr verordnet:

Artikel I

Die Anlage zur Verordnung des Bundesministers
für Finanzen vom 12. Jänner 1976, BGBl. Nr. 63,
über die Festsetzung eines Tarifes für die Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung wird wie folgt
geändert:

1. In der Anlage zur Verordnung werden
an die lit. f der Vorbemerkungen zum Tarif
folgende lit. g und h angefügt:

„g) Prämienbemessung nach dem Schaden-
verlauf des Versicherungsverhältnisses bei
Kraftfahrzeugen der Tarifgruppe II

Vorbehaltlich des Art. 15 der Allgemeinen
Bedingungen für die Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung (AKHB 1967), BGBl. Nr. 401/1967,
in der Fassung der Änderung von 1977 ist die
Prämie nach der Prämienstufe 9 der nachstehenden
Tabelle zu berechnen.

Nach schadenfreiem Verlauf jedes Zeitraumes
vom 1. Oktober bis zum 30. September des folgen-
den Jahres (Beobachtungszeitraum), in dem der
Versicherungsschutz ununterbrochen bestanden
hat, ist die Prämie zum jeweils nächsten Fällig-
keitszeitpunkt ab dem dem Beobachtungszeit-
raum folgenden 1. Jänner nach der nächst
niedrigeren Prämienstufe zu bemessen, sofern
sie nicht zuvor nach der niedrigsten Prämienstufe
zu bemessen war. Beginnt die Versicherung
mehr als sechs Monate vor dem Ende des laufen-
den Beobachtungszeitraumes, so gilt unter den
Voraussetzungen des vorstehenden Satzes der
gesamte Beobachtungszeitraum als schadenfrei
verlaufen.

Für jeden gemäß Art. 15 Abs. 1 AKHB 1967
für den Schadenverlauf zu berücksichtigenden
Versicherungsfall innerhalb eines Beobachtungs-
zeitraums ist die Prämie zum nächsten Fälligkeits-
zeitpunkt ab dem dem Beobachtungszeitraum
folgenden 1. Jänner um drei Prämienstufen
höher als zuvor, jedoch nicht höher als nach
der höchsten Prämienstufe zu bemessen.

Ergibt sich nach Bezahlung der Prämie, daß
sie nach einer anderen Prämienstufe zu bemessen
gewesen wäre, und wirkt sich dies auf die Höhe
der Prämie aus, so ist der Unterschiedsbetrag
nachzuzahlen oder zu erstatten.

„h) Vertragsabschluß ohne Vermittlung
Bei Versicherungsverträgen, bei denen der

Antrag auf Abschluß ohne Mitwirkung eines
haupt- oder nebenberuflichen Vertreters vom
Versicherungsnehmer dem Versicherer gestellt
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wird, ermäßigen sich die Prämiensätze des Tarifes
um 7 v. H., höchstens jedoch um S 360,—.

Als derartige Anträge gelten nur solche, die
— am Sitz des Versicherers, bei ausländischen

Versicherern am Sitz des Hauptbevoll-
mächtigten oder

— bei einer Landesdirektion des Versicherers
oder

— bei einer am Sitz einer Zulassungsbehörde
eingerichteten und mit Angestellten des
Innendienstes besetzten Geschäftsstelle des
Versicherers

vom Versicherungsnehmer gestellt werden."

2. In der Anlage zur Verordnung haben die
Prämiensätze des Tarifes für die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung wie folgt zu lauten:
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Artikel II

Schluß- und Übergangsbestimmungen
(1) Diese Verordnung tritt mit 1. August 1977

in Kraft.

(2) Bei bestehenden Versicherungsverträgen
gebührt dem Versicherer die im Art. I Z. 2
festgesetzte Prämie vom Tag des Inkrafttretens
dieser Verordnung an.

(3) Für die Berechnung sich nach Abs. 2
ergebender Prämiennachzahlungen ist die Zahl
der Tage, auf die sie sich beziehen, so auf- oder
abzurunden, daß sie durch zehn ohne Rest
teilbar ist. Hiebei sind weniger als fünf Tage
zu vernachlässigen und fünf oder mehr Tage
aufzurunden.

(4) Vorbehaltlich der Abs. 5 und 6 ist die
Prämie für im Zeitpunkt dieser Verordnung

bestehende Versicherungsverträge der Tarif-
gruppe II nach der Prämienstufe 9 zu berechnen.

(5) Nach schadenfreiem Verlauf im Zeitraum
vom 1. Jänner 1977 bis zum 30. September 1978
ist, sofern in diesem Zeitraum der Versicherungs-
schutz ununterbrochen bestanden hat, die Prämie
zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt ab dem 1.
Jänner 1979 nach der Prämienstufe 7 der im Art. I
Z. 1 enthaltenen Tabelle zu berechnen. Das gleiche
gilt, wenn die Versicherung spätestens am 31. März
1977 begonnen hat.

(6) Für die Einstufung in höhere Prämienstufen
gemäß dem dritten Absatz der lit. g der Vor-
bemerkungen gilt als erster Beobachtungszeitraum
die Zeit vom Inkrafttreten dieser Verordnung
bis zum 30. September 1977.

Androsch


